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Unter der Überschrift »Stoppt 
den historischen Revisionismus in 
Europa« veröffentlichte die Interna-
tionale Föderation der Widerstands-
kämpfer (Fédération Internationale 
des Résistants, FIR) am Montag eine 
Erklärung zu aktuellen Tendenzen in 
der Geschichtspolitik:
71 Jahre nach der Befreiung von Fa-
schismus und Krieg sieht die FIR mit 
großer Sorge ernsthafte Probleme in 
mehreren europäischen Ländern, vor al-
lem in Mittel- und Osteuropa (…), auf-
grund der geschichtsrevisionistischen 
Tendenzen.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Denk-
mäler der Befreier demontiert oder 
durch die gegenwärtigen politischen Re-
gierungen zerstört werden wie in Polen, 
Kroatien und der Ukraine.

Es ist nicht hinnehmbar, dass der 
heroische Kampf der Partisanen und 
Widerstandskämpfer denunziert und 
dessen Bedeutung in der Öffentlichkeit 
abgewertet wird.

Es ist nicht hinnehmbar, wenn der Fa-
schismus mit dem Kommunismus oder 
die Führer der antifaschistischen Siege 
mit NS-Verbrechern verglichen werden.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Nazi-
kollaborateure und SS-Soldaten hoch 
geehrt werden wie in baltischen Staaten 
und in der Ukraine und sie als »Frei-
heitskämpfer« bezeichnet werden.

Es ist nicht hinnehmbar, dass die 
heutigen Generationen mit fehlerhaf-
ten Informationen und revisionistischen 
Ansichten über den Kampf des Wider-
stands konfrontiert werden wie in Polen 
und Ungarn.

Wir verurteilen alle diese Arten 
von historischem Revisionismus. Es 
ist politisch gefährlich, weil diese Ge-
schichtsfälschung oft mit der politi-
schen Akzeptanz der extremen Rechten 
und offen faschistischer Gruppen und 
Propaganda, wie in der Ukraine, ver-
bunden ist. Wie wir sehen können, gibt 
es solche Tendenzen auch in Polen oder 
Ungarn.

Die FIR und ihre Mitgliedsverbände 
treten ein für die historische Wahrheit 
über den Kampf des antifaschistischen 
Widerstands und die Bewahrung der 
Erinnerung an diejenigen, die gegen 
Faschismus und Krieg gekämpft haben. 
(…)

Wir sehen mit Stolz, dass in einigen 
Ländern die antifaschistischen Wider-
standskämpfer und Veteranenverbände 
in der Lage sind, zu diesem Thema die 
jüngeren Generationen zu mobilisie-
ren, wie wir es in Italien, Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Russland 
und einigen anderen europäischen 
Ländern erleben. (…) Wir ermutigen 
Schulen und Universitäten, Histori-
ker, Pädagogen und antifaschistische 
Kämpfer, weiterhin jungen Menschen 
die Geschichte des Kampfes gegen den 
Faschismus und die reale Geschichte 
des Zweiten Weltkriegs nahezubringen.

Wir fordern das Europäische Parla-
ment und die politisch Verantwortli-
chen in allen europäischen Ländern auf, 
ihren eigenen öffentlichen Erklärungen 
zu folgen (…), nie wieder solchen Ge-
schichtsrevisionismus zuzulassen und 
die Ehre der Widerstandskämpfer und 
der Opfer des Nazismus zu verteidigen.

Der europapolitische Sprecher der 
Bundestagsfraktion Die Linke, Andrej 
Hunko, äußerte sich am Montag in 
einer Pressemitteilung zu Einsätzen 
in- und ausländischer Polizeispitzel in 
der Bundesrepublik:
Einsätze verdeckter Ermittlerinnen 
und Ermittler aus dem Ausland bergen 
rechtliche Lücken. Für die disziplinar-
rechtliche Verfolgung ist die entsen-
dende Behörde zuständig. Wie im Fall 
des britischen Polizeispitzels Mark 
Kennedy fehlt es dort oft am Verfol-
gungswillen. Ich begrüße deshalb, dass 
die Bundesregierung untersuchen las-
sen möchte, inwiefern von Großbritan-
nien geführte heimliche Ermittlungen 
in Deutschland ausgeufert sind. Mir 
genügt das aber nicht.

Eine mehrjährige richterliche Un-
tersuchung in London soll Rechtsbrü-
che verdeckter Ermittler aufklären und 
ahnden. Gegenstand ist unter ande-
rem, ob britische Polizistinnen und Po-
lizisten zu Straftaten angestiftet haben 
oder sexuelle Beziehungen mit Ziel- 
und Kontaktpersonen unterhielten. 
Acht Frauen haben bereits erfolgreich 
gegen die Metropolitan Police geklagt.

 Seit 1968 haben mindestens 100 bri-
tische Polizeispitzel mindestens 
460 politische Gruppen unterwandert, 
darunter auch im Ausland. Zu Einsät-
zen in Deutschland sind mir die Netz-
werke »Dissent!« und »Jugend gegen 
Rassismus in Europa« bekannt. Das 
britische Innenministerium muss of-
fenlegen, welche weiteren Aktivistin-
nen und Aktivisten in wessen Auftrag 
in Deutschland ausgeforscht wurden.

Am heutigen Dienstag 
findet in Berlin die Fei-
er zum 25. Jubiläum 

der »Initiativgemeinschaft zum 
Schutz der sozialen Rechte ehe-
maliger Angehöriger der bewaff-
neten Organe und der Zollver-
waltung der DDR«, ISOR. Das ist 
ein sperriger Name. Können Sie 
bitte erklären, was Sie machen?

Wir haben uns 1991 zusammengefun-
den, weil wir ganz konkret mit Proble-
men in der BRD konfrontiert waren. 
Dazu gehörte die sogenannte Renten-
kürzung für systemnahe Personen. Da-
von betroffen waren die Angehörigen 
und Mitarbeiter der Volkspolizei, der 
Feuerwehr, der Nationalen Volksar-
mee, des Ministeriums für Staatssi-
cherheit und der Zollverwaltung der 
DDR. Für alle diejenigen sollte die 
»Rentenstrafe« gelten.

Wie wurden die Renten für diese 
Gruppen gekürzt?

Wer aus diesen Gruppen das 1,4vierfa-
che des Durchschnitts der DDR-Bevöl-
kerung verdient hatte, ist bei der Ren-
tenberechnung zurückgestuft worden, 
auf eben diesen Durchschnittslohn, 
die Angehörigen des MfS sogar auf 
den Wert 0,7. Um gegen diese Unge-
rechtigkeit vorzugehen, haben wir uns 
zusammengerauft – mit der Maßgabe, 
dass wir sowohl politisch Einfluss neh-
men wollten als auch über die Sozial-
gerichte unsere Rechte einklagen.

Konnten Sie bei den Rentenkür-

zungen für die Staatsbeschäftig-
ten einen Erfolg erzielen?

Wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass wir Erfolge nur über die Sozial-
gerichte erreichen können, die Poli-
tik hat sich in dieser Richtung wenig 
bis gar nicht bewegt. Seit 1991 haben 
wir mehr als 26.000 Verfahren vor 
Sozialgerichte gebracht und mehr als 
80.000 Widerspruchsverfahren bei 
den Versorgungsträgern geführt. Mit 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
von 1999 haben wir erreicht, dass die 
Schlechterstellung für die Mehrzahl 
der Betroffenen nicht angewendet 
wird. Bei den ehemaligen Angehöri-
gen des MfS konnten wir es zumindest 
etwas abmildern. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat entschieden, dass bei 
dieser Gruppe eine Rentenkürzung 
zwar möglich ist, der Gesetzgeber darf 
dabei aber den Durchschnittslohn der 
DDR nicht unterschreiten. Zu dem 
Thema sind jetzt noch sieben Verfah-
ren beim Bundesverfassungsgericht 
anhängig.

Sie werden oft kritisiert, dass es 

Ihnen lediglich um höhere Renten 
gehe.

Uns ist wichtig, dass wir eine Rente 
entsprechend der gezahlten Beiträge 
bekommen – so wie jedermann. Wir 
kümmern uns außerdem nicht nur um 
die Rentenfragen unserer Mitglieder. 
Denken Sie nur mal an die Postler und 
die Bergleute, das mittlere medizinische 
Personal, die Blinden und die Sehschwa-
chen oder auch die Ballettänzer. Also 
alle Ungerechtigkeiten, die gegenüber 
den Ostdeutschen noch immer bestehen. 
Und auch heute kämpfen wir weiterhin 
für die Rentenangleichung Ost-West und 
zusammen mit den Sozialverbänden ge-
gen die Absenkung des Rentenniveaus 
für die nachfolgenden Generationen. 
Das betrifft uns Alten natürlich nicht 
mehr, aber unsere Kinder und Enkel-
kinder.

Erhalten Sie viele Anfragen zu 
Rentenproblemen?

Die Menschen neigen zur Bequemlich-
keit und erschrecken meist erst dann, 
wenn sie den Rentenbescheid in der 
Hand halten und feststellen: Oh, ich wer-
de hier um viele Punkte betrogen. Dann 
können sie zu uns kommen, und wir kon-
trollieren das und helfen weiter. Dafür 
haben wir 178 regionale Interessengrup-
pen in der gesamten Bundesrepublik. 
Dort haben wir Arbeitsgruppen Recht 
gebildet, an die man sich zur Beratung 
wenden kann. Interview: Claudia Wrobel

»Erfolge können wir über 
Sozialgerichte erreichen«

Stärkere Konfrontation

Fußballschläger

Angela Merkel besucht die VR China

Stellvertreterkrieger des Tages 

Die Behauptung, internatio-
nale Fußballwettkämpfe 
seien »fröhlich-friedliche 

Feste«, wird den Veranstaltern 
hoffentlich diesmal quer im Halse 
steckenbleiben. Wenn schon der Auf-
takt der EM etwas gezeigt hat, dann 
dies: dass Fußball der Schauplatz 
ist, auf dem nationale Konkurrenz 
symbolisch ausgetragen wird – und 
bei dieser Gelegenheit genau die 
niedrigen Instinkte bedingungsloser 
Identifikation mit der nationalen Ge-
meinschaft eingeübt werden, ohne 
die auch kein richtiger Krieg geführt 
werden kann. Daher auch die Anzie-
hungskraft des Fanmilieus für orga-
nisierte Rechte wie jene deutschen 
Fans, die mit der Reichskriegsflagge 
des Kaiserreiches durch das im Er-
sten Weltkrieg von Deutschland be-
setzte Lille zogen und – etwas gegen 

die aktuelle Konjunktur – sich mit 
ukrainischen Fans schlugen.

Zu skurrilen Weiterungen führte 
die politische Inkorrektheit dieser 
Prügelei im ukrainischen Internet. 
Dort wurden Russen als Drahtzieher 
enttarnt. Unklar blieb, wie sie sich 
unter die eine oder andere Seite ge-
mischt hatten: Waren die Ukrainer 
in Wahrheit blau-gelb verkleidete 
russische Militärkadetten oder die 
deutschen Fans, die ihr Mütchen an 
den Ukrainern kühlten, eigentlich 
Russlanddeutsche?

Mystifikationen gab es auch rund 
um die russischen Fans, die sich in 
Marseille mit englischen Schlachten-
bummlern schlugen. Die russisch-
ukrainische Seite antifashist.com 
behauptete, die »Russen« seien in 
Wahrheit vom »Rechten Sektor« 
gewesen, mit einem zypriotischen 
Fischerkahn nach Marseille geschip-
pert, um als Russen verkleidet das 
Land zu diskreditieren. Das ließ rus-
vesna.su nicht auf sich sitzen. Dort 
argumentierte man geopolitisch: 
Die Ereignisse lehrten, wie richtige 
russische Burschen den versoffenen 
Engländern zeigten, was eine Harke 
ist. Die NATO könne sich schon mal 
warm anziehen. Schon Goya wusste 
es: der Schlaf der Vernunft gebiert 
Ungeheuer.  (rl)

Lang ist sie, die »Gemeinsa-
me Erklärung«, die gestern 
in Anwesenheit von Kanzle-

rin Angela Merkel bei den deutsch-
chinesischen Regierungskonsulta-
tionen verabschiedet worden ist. 
42 Punkte umfasst sie, bei denen 
Berlin und Beijing enger kooperie-
ren wollen – von politischen über 
wirtschaftliche Fragen bis hin zur 
Kultur- und Bildungspolitik. Es ist 
bereits die neunte Reise der Kanz-
lerin in die Volksrepublik; kaum 
ein anderes Land hat sie so häufig 
besucht. Immer enger werden die 
Beziehungen, ausgesprochen viel 
Energie verwendet die Kanzlerin, 
um sie im Sinne deutscher Inter-
essen zu gestalten. Doch das wird 
schwieriger.

Da ist einerseits die Tatsache, 
dass die VR China für die deutsche 
Wirtschaft weiter eine eminente 
Bedeutung besitzt. 2014 ist der 
Bestand deutscher Investitionen 
in China auf 60 Milliarden Euro 
gestiegen, er wächst weiter; nur in 
den USA und in drei EU-Staaten 
haben deutsche Firmen mehr 
Kapital untergebracht. Auch der 
Handel brummt. Zudem lockt 
Beijing mit Megaprojekten wie 
der »Neuen Seidenstraße«, dem 
billionenschweren Ausbau der 
Land- und Seewege aus Ostasien 
nach Europa, der der Wirtschaft 
neue gigantische Chancen eröffnen 
soll. Inzwischen fährt – nur ein 
Beispiel – täglich ein vollbeladener 
Güterzug aus der chinesischen 
Riesenmetropole Chongqing nach 
Duisburg, es sollen noch viel mehr 
werden. Die Ausweitung der Ge-
schäfte auf die Anrainer der »Neu-
en Seidenstraße« ist geplant.

Andererseits: China wird stärker 
und selbstbewusster, vertritt seine 
Interessen mit größerem Nachdruck. 
Der Westen rüstet diverse Länder 
Südostasiens gegen die Volksrepu-
blik auf. Beijing antwortet mit der 
militärischen Befestigung einiger 
Inseln im Südchinesischen Meer. 
Nächstes Jahr soll in China ein Ge-
setz in Kraft treten, das die Tätigkeit 
einschlägig bekannter westlicher 
Einflussorganisationen einschränkt; 
die deutschen parteinahen Stiftun-
gen dürften betroffen sein. Sogar im 
ökonomischen Armdrücken könnte 
das asiatische Land sich auf lange 
Sicht als stärker erweisen: Letztes 
Jahr hat es seine Ausfuhr nach 
Deutschland deutlich gesteigert, 
zugleich aber weniger deutsche 
Waren gekauft; die deutsche Export-
industrie ist verärgert. Last but not 
least: Der maritime Teil der »Neuen 
Seidenstraße« – und auch das ist nur 
ein Beispiel – endet in Griechen-
land, wo ein chinesischer Konzern 
deshalb den Hafen in Piräus gekauft 
hat; China wird seine Präsenz in 
Griechenland wohl deutlich ausbau-
en. Eröffnet das Athen neue Chan-
cen, sich dem Druck Berlins wenig-
stens ein Stück weit zu entziehen?

Die deutsche Interessenlage ist 
ambivalent. Der Wirtschaft bringt 
die Kooperation mit China nach 
wie vor sehr viel Geld. Aber wird 
Berlin international seine Dominanz 
ausbauen können, wenn Beijing sei-
nerseits einflussreicher wird? Man 
kann es bezweifeln. Die gestern 
beschlossene »Gemeinsame Erklä-
rung« mag lang sein; dass die deut-
schen Interessen dennoch immer 
stärker zur Konfrontation treiben, 
steht zu befürchten.

Jörg Kronauer

25 Jahre Kampf gegen Rentenungerechtigkeit für DDR-Bürger. Auch 
Angleichung Ost-West steht auf Programm. Gespräch mit Horst Parton
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Horst Parton ist Vorsitzender der »In-
itiativgemeinschaft zum Schutz der 

sozialen Rechte ehemaliger Angehö-
riger der bewaffneten Organe und der 
Zollverwaltung der DDR« (ISOR) und 

war vor 1990 Volkspolizist

Abgeschrieben

Kontakt: isor-sozialverein.de 

Telefon :030/29 78 43 15
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Unter der Überschrift »Stoppt 
den historischen Revisionismus in 
Europa« veröffentlichte die Interna-
tionale Föderation der Widerstands-
kämpfer (Fédération Internationale 
des Résistants, FIR) am Montag eine 
Erklärung zu aktuellen Tendenzen in 
der Geschichtspolitik:
71 Jahre nach der Befreiung von Fa-
schismus und Krieg sieht die FIR mit 
großer Sorge ernsthafte Probleme in 
mehreren europäischen Ländern, vor al-
lem in Mittel- und Osteuropa (…), auf-
grund der geschichtsrevisionistischen 
Tendenzen.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Denk-
mäler der Befreier demontiert oder 
durch die gegenwärtigen politischen Re-
gierungen zerstört werden wie in Polen, 
Kroatien und der Ukraine.

Es ist nicht hinnehmbar, dass der 
heroische Kampf der Partisanen und 
Widerstandskämpfer denunziert und 
dessen Bedeutung in der Öffentlichkeit 
abgewertet wird.

Es ist nicht hinnehmbar, wenn der Fa-
schismus mit dem Kommunismus oder 
die Führer der antifaschistischen Siege 
mit NS-Verbrechern verglichen werden.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Nazi-
kollaborateure und SS-Soldaten hoch 
geehrt werden wie in baltischen Staaten 
und in der Ukraine und sie als »Frei-
heitskämpfer« bezeichnet werden.

Es ist nicht hinnehmbar, dass die 
heutigen Generationen mit fehlerhaf-
ten Informationen und revisionistischen 
Ansichten über den Kampf des Wider-
stands konfrontiert werden wie in Polen 
und Ungarn.

Wir verurteilen alle diese Arten 
von historischem Revisionismus. Es 
ist politisch gefährlich, weil diese Ge-
schichtsfälschung oft mit der politi-
schen Akzeptanz der extremen Rechten 
und offen faschistischer Gruppen und 
Propaganda, wie in der Ukraine, ver-
bunden ist. Wie wir sehen können, gibt 
es solche Tendenzen auch in Polen oder 
Ungarn.

Die FIR und ihre Mitgliedsverbände 
treten ein für die historische Wahrheit 
über den Kampf des antifaschistischen 
Widerstands und die Bewahrung der 
Erinnerung an diejenigen, die gegen 
Faschismus und Krieg gekämpft haben. 
(…)

Wir sehen mit Stolz, dass in einigen 
Ländern die antifaschistischen Wider-
standskämpfer und Veteranenverbände 
in der Lage sind, zu diesem Thema die 
jüngeren Generationen zu mobilisie-
ren, wie wir es in Italien, Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Russland 
und einigen anderen europäischen 
Ländern erleben. (…) Wir ermutigen 
Schulen und Universitäten, Histori-
ker, Pädagogen und antifaschistische 
Kämpfer, weiterhin jungen Menschen 
die Geschichte des Kampfes gegen den 
Faschismus und die reale Geschichte 
des Zweiten Weltkriegs nahezubringen.

Wir fordern das Europäische Parla-
ment und die politisch Verantwortli-
chen in allen europäischen Ländern auf, 
ihren eigenen öffentlichen Erklärungen 
zu folgen (…), nie wieder solchen Ge-
schichtsrevisionismus zuzulassen und 
die Ehre der Widerstandskämpfer und 
der Opfer des Nazismus zu verteidigen.

Der europapolitische Sprecher der 
Bundestagsfraktion Die Linke, Andrej 
Hunko, äußerte sich am Montag in 
einer Pressemitteilung zu Einsätzen 
in- und ausländischer Polizeispitzel in 
der Bundesrepublik:
Einsätze verdeckter Ermittlerinnen 
und Ermittler aus dem Ausland bergen 
rechtliche Lücken. Für die disziplinar-
rechtliche Verfolgung ist die entsen-
dende Behörde zuständig. Wie im Fall 
des britischen Polizeispitzels Mark 
Kennedy fehlt es dort oft am Verfol-
gungswillen. Ich begrüße deshalb, dass 
die Bundesregierung untersuchen las-
sen möchte, inwiefern von Großbritan-
nien geführte heimliche Ermittlungen 
in Deutschland ausgeufert sind. Mir 
genügt das aber nicht.

Eine mehrjährige richterliche Un-
tersuchung in London soll Rechtsbrü-
che verdeckter Ermittler aufklären und 
ahnden. Gegenstand ist unter ande-
rem, ob britische Polizistinnen und Po-
lizisten zu Straftaten angestiftet haben 
oder sexuelle Beziehungen mit Ziel- 
und Kontaktpersonen unterhielten. 
Acht Frauen haben bereits erfolgreich 
gegen die Metropolitan Police geklagt.

 Seit 1968 haben mindestens 100 bri-
tische Polizeispitzel mindestens 
460 politische Gruppen unterwandert, 
darunter auch im Ausland. Zu Einsät-
zen in Deutschland sind mir die Netz-
werke »Dissent!« und »Jugend gegen 
Rassismus in Europa« bekannt. Das 
britische Innenministerium muss of-
fenlegen, welche weiteren Aktivistin-
nen und Aktivisten in wessen Auftrag 
in Deutschland ausgeforscht wurden.

Am heutigen Dienstag 
findet in Berlin die Fei-
er zum 25. Jubiläum 

der »Initiativgemeinschaft zum 
Schutz der sozialen Rechte ehe-
maliger Angehöriger der bewaff-
neten Organe und der Zollver-
waltung der DDR«, ISOR. Das ist 
ein sperriger Name. Können Sie 
bitte erklären, was Sie machen?

Wir haben uns 1991 zusammengefun-
den, weil wir ganz konkret mit Proble-
men in der BRD konfrontiert waren. 
Dazu gehörte die sogenannte Renten-
kürzung für systemnahe Personen. Da-
von betroffen waren die Angehörigen 
und Mitarbeiter der Volkspolizei, der 
Feuerwehr, der Nationalen Volksar-
mee, des Ministeriums für Staatssi-
cherheit und der Zollverwaltung der 
DDR. Für alle diejenigen sollte die 
»Rentenstrafe« gelten.

Wie wurden die Renten für diese 
Gruppen gekürzt?

Wer aus diesen Gruppen das 1,4vierfa-
che des Durchschnitts der DDR-Bevöl-
kerung verdient hatte, ist bei der Ren-
tenberechnung zurückgestuft worden, 
auf eben diesen Durchschnittslohn, 
die Angehörigen des MfS sogar auf 
den Wert 0,7. Um gegen diese Unge-
rechtigkeit vorzugehen, haben wir uns 
zusammengerauft – mit der Maßgabe, 
dass wir sowohl politisch Einfluss neh-
men wollten als auch über die Sozial-
gerichte unsere Rechte einklagen.

Konnten Sie bei den Rentenkür-

zungen für die Staatsbeschäftig-
ten einen Erfolg erzielen?

Wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass wir Erfolge nur über die Sozial-
gerichte erreichen können, die Poli-
tik hat sich in dieser Richtung wenig 
bis gar nicht bewegt. Seit 1991 haben 
wir mehr als 26.000 Verfahren vor 
Sozialgerichte gebracht und mehr als 
80.000 Widerspruchsverfahren bei 
den Versorgungsträgern geführt. Mit 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
von 1999 haben wir erreicht, dass die 
Schlechterstellung für die Mehrzahl 
der Betroffenen nicht angewendet 
wird. Bei den ehemaligen Angehöri-
gen des MfS konnten wir es zumindest 
etwas abmildern. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat entschieden, dass bei 
dieser Gruppe eine Rentenkürzung 
zwar möglich ist, der Gesetzgeber darf 
dabei aber den Durchschnittslohn der 
DDR nicht unterschreiten. Zu dem 
Thema sind jetzt noch sieben Verfah-
ren beim Bundesverfassungsgericht 
anhängig.

Sie werden oft kritisiert, dass es 

Ihnen lediglich um höhere Renten 
gehe.

Uns ist wichtig, dass wir eine Rente 
entsprechend der gezahlten Beiträge 
bekommen – so wie jedermann. Wir 
kümmern uns außerdem nicht nur um 
die Rentenfragen unserer Mitglieder. 
Denken Sie nur mal an die Postler und 
die Bergleute, das mittlere medizinische 
Personal, die Blinden und die Sehschwa-
chen oder auch die Ballettänzer. Also 
alle Ungerechtigkeiten, die gegenüber 
den Ostdeutschen noch immer bestehen. 
Und auch heute kämpfen wir weiterhin 
für die Rentenangleichung Ost-West und 
zusammen mit den Sozialverbänden ge-
gen die Absenkung des Rentenniveaus 
für die nachfolgenden Generationen. 
Das betrifft uns Alten natürlich nicht 
mehr, aber unsere Kinder und Enkel-
kinder.

Erhalten Sie viele Anfragen zu 
Rentenproblemen?

Die Menschen neigen zur Bequemlich-
keit und erschrecken meist erst dann, 
wenn sie den Rentenbescheid in der 
Hand halten und feststellen: Oh, ich wer-
de hier um viele Punkte betrogen. Dann 
können sie zu uns kommen, und wir kon-
trollieren das und helfen weiter. Dafür 
haben wir 178 regionale Interessengrup-
pen in der gesamten Bundesrepublik. 
Dort haben wir Arbeitsgruppen Recht 
gebildet, an die man sich zur Beratung 
wenden kann. Interview: Claudia Wrobel

»Erfolge können wir über 
Sozialgerichte erreichen«

Stärkere Konfrontation

Fußballschläger

Angela Merkel besucht die VR China

Stellvertreterkrieger des Tages 

Die Behauptung, internatio-
nale Fußballwettkämpfe 
seien »fröhlich-friedliche 

Feste«, wird den Veranstaltern 
hoffentlich diesmal quer im Halse 
steckenbleiben. Wenn schon der Auf-
takt der EM etwas gezeigt hat, dann 
dies: dass Fußball der Schauplatz 
ist, auf dem nationale Konkurrenz 
symbolisch ausgetragen wird – und 
bei dieser Gelegenheit genau die 
niedrigen Instinkte bedingungsloser 
Identifikation mit der nationalen Ge-
meinschaft eingeübt werden, ohne 
die auch kein richtiger Krieg geführt 
werden kann. Daher auch die Anzie-
hungskraft des Fanmilieus für orga-
nisierte Rechte wie jene deutschen 
Fans, die mit der Reichskriegsflagge 
des Kaiserreiches durch das im Er-
sten Weltkrieg von Deutschland be-
setzte Lille zogen und – etwas gegen 

die aktuelle Konjunktur – sich mit 
ukrainischen Fans schlugen.

Zu skurrilen Weiterungen führte 
die politische Inkorrektheit dieser 
Prügelei im ukrainischen Internet. 
Dort wurden Russen als Drahtzieher 
enttarnt. Unklar blieb, wie sie sich 
unter die eine oder andere Seite ge-
mischt hatten: Waren die Ukrainer 
in Wahrheit blau-gelb verkleidete 
russische Militärkadetten oder die 
deutschen Fans, die ihr Mütchen an 
den Ukrainern kühlten, eigentlich 
Russlanddeutsche?

Mystifikationen gab es auch rund 
um die russischen Fans, die sich in 
Marseille mit englischen Schlachten-
bummlern schlugen. Die russisch-
ukrainische Seite antifashist.com 
behauptete, die »Russen« seien in 
Wahrheit vom »Rechten Sektor« 
gewesen, mit einem zypriotischen 
Fischerkahn nach Marseille geschip-
pert, um als Russen verkleidet das 
Land zu diskreditieren. Das ließ rus-
vesna.su nicht auf sich sitzen. Dort 
argumentierte man geopolitisch: 
Die Ereignisse lehrten, wie richtige 
russische Burschen den versoffenen 
Engländern zeigten, was eine Harke 
ist. Die NATO könne sich schon mal 
warm anziehen. Schon Goya wusste 
es: der Schlaf der Vernunft gebiert 
Ungeheuer.  (rl)

Lang ist sie, die »Gemeinsa-
me Erklärung«, die gestern 
in Anwesenheit von Kanzle-

rin Angela Merkel bei den deutsch-
chinesischen Regierungskonsulta-
tionen verabschiedet worden ist. 
42 Punkte umfasst sie, bei denen 
Berlin und Beijing enger kooperie-
ren wollen – von politischen über 
wirtschaftliche Fragen bis hin zur 
Kultur- und Bildungspolitik. Es ist 
bereits die neunte Reise der Kanz-
lerin in die Volksrepublik; kaum 
ein anderes Land hat sie so häufig 
besucht. Immer enger werden die 
Beziehungen, ausgesprochen viel 
Energie verwendet die Kanzlerin, 
um sie im Sinne deutscher Inter-
essen zu gestalten. Doch das wird 
schwieriger.

Da ist einerseits die Tatsache, 
dass die VR China für die deutsche 
Wirtschaft weiter eine eminente 
Bedeutung besitzt. 2014 ist der 
Bestand deutscher Investitionen 
in China auf 60 Milliarden Euro 
gestiegen, er wächst weiter; nur in 
den USA und in drei EU-Staaten 
haben deutsche Firmen mehr 
Kapital untergebracht. Auch der 
Handel brummt. Zudem lockt 
Beijing mit Megaprojekten wie 
der »Neuen Seidenstraße«, dem 
billionenschweren Ausbau der 
Land- und Seewege aus Ostasien 
nach Europa, der der Wirtschaft 
neue gigantische Chancen eröffnen 
soll. Inzwischen fährt – nur ein 
Beispiel – täglich ein vollbeladener 
Güterzug aus der chinesischen 
Riesenmetropole Chongqing nach 
Duisburg, es sollen noch viel mehr 
werden. Die Ausweitung der Ge-
schäfte auf die Anrainer der »Neu-
en Seidenstraße« ist geplant.

Andererseits: China wird stärker 
und selbstbewusster, vertritt seine 
Interessen mit größerem Nachdruck. 
Der Westen rüstet diverse Länder 
Südostasiens gegen die Volksrepu-
blik auf. Beijing antwortet mit der 
militärischen Befestigung einiger 
Inseln im Südchinesischen Meer. 
Nächstes Jahr soll in China ein Ge-
setz in Kraft treten, das die Tätigkeit 
einschlägig bekannter westlicher 
Einflussorganisationen einschränkt; 
die deutschen parteinahen Stiftun-
gen dürften betroffen sein. Sogar im 
ökonomischen Armdrücken könnte 
das asiatische Land sich auf lange 
Sicht als stärker erweisen: Letztes 
Jahr hat es seine Ausfuhr nach 
Deutschland deutlich gesteigert, 
zugleich aber weniger deutsche 
Waren gekauft; die deutsche Export-
industrie ist verärgert. Last but not 
least: Der maritime Teil der »Neuen 
Seidenstraße« – und auch das ist nur 
ein Beispiel – endet in Griechen-
land, wo ein chinesischer Konzern 
deshalb den Hafen in Piräus gekauft 
hat; China wird seine Präsenz in 
Griechenland wohl deutlich ausbau-
en. Eröffnet das Athen neue Chan-
cen, sich dem Druck Berlins wenig-
stens ein Stück weit zu entziehen?

Die deutsche Interessenlage ist 
ambivalent. Der Wirtschaft bringt 
die Kooperation mit China nach 
wie vor sehr viel Geld. Aber wird 
Berlin international seine Dominanz 
ausbauen können, wenn Beijing sei-
nerseits einflussreicher wird? Man 
kann es bezweifeln. Die gestern 
beschlossene »Gemeinsame Erklä-
rung« mag lang sein; dass die deut-
schen Interessen dennoch immer 
stärker zur Konfrontation treiben, 
steht zu befürchten.

Jörg Kronauer

25 Jahre Kampf gegen Rentenungerechtigkeit für DDR-Bürger. Auch 
Angleichung Ost-West steht auf Programm. Gespräch mit Horst Parton
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Horst Parton ist Vorsitzender der »In-
itiativgemeinschaft zum Schutz der 

sozialen Rechte ehemaliger Angehö-
riger der bewaffneten Organe und der 
Zollverwaltung der DDR« (ISOR) und 

war vor 1990 Volkspolizist

Abgeschrieben

Kontakt: isor-sozialverein.de 

Telefon :030/29 78 43 15


